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6 7 7 . Bundesgesetz: 33. Gehaltsgesetz-Novelle
(NR: GP XIV RV 1089 AB 1111 S. 116. BR: AB 1934 S. 382.)

678 . Bundesgesetz: 27. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
(NR: GP XIV RV 1090 AB 1112 S. 116. BR: AB 1935 S. 382.)

679. Bundesgesetz: 11. Novelle zur Bundesforste-Dienstordnung
(NR: GP XIV RV 1091 AB 1113 S. 116. BR: AB 1936 S. 382.)

6 8 0 . Bundesgesetz: 4. Novelle zur Kunsthochschul-Dienstordnung
(NR: GP XIV RV 1092 AB 1114 S. 116. BR: AB 1937 S. 382.)

6 8 1 . Bundesgesetz: Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955
(NR: GP XIV RV 1046 AB 1116 S. 116. BR: AB 1938 S. 382.)

6 8 2 . Bundesgesetz: Änderung des Bezügegesetzes
(NR: GP XIV RV 1093 AB 1108 S. 116. BR: AB 1926 S. 382.)

6 8 3 . Bundesgesetz: Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953
(NR: GP XIV RV 1094 AB 1109 S. 116. BR: AB 1927 S. 382.)

6 7 7 . Bundesgesetz vom 15. Dezember
1978, mit dem das Gehaltsgesetz 1956
geändert wird (33. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 345/1978, wird wie folgt geändert:

1. Der letzte Satz des §28 Abs. 2 erhält fol-
gende Fassung:

„Wenn es jedoch besondere dienstliche Rück-
sichten geboten erscheinen lassen, kann der Be-
amte bei der Anstellung durch Verfügung des
Bundespräsidenten unmittelbar in eine höhere,
für seine Verwendungsgruppe vorgesehene
Dienstklasse eingereiht werden; hiebei ist nach
Maßgabe der Bestimmungen über den Vor-
rückungsstichtag auf die bisherige Berufslauf-
bahn und auf die künftige Verwendung des
Beamten Bedacht zu nehmen."

2. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten fol-
gende Fassung:
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3. Die Tabelle im § 30 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

4. Im § 30a Abs. 4 wird das Wort „Dienst-
posten" durch das Wort „Arbeitsplatz" ersetzt.

5. §30b Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Pflegedienstzulage beträgt monatlich

1. für Beamte der Sanitätshilfsdienste 306 S,

2. für Beamte der medizinisch-technischen
Dienste 803 S,

3. für Beamte des Krankenpflegefachdienstes
und für Hebammen
a) bis zur Gehaltsstufe 5 der Dienst-

klasse II 803 S,
b) ab der Gehaltsstufe 6 der Dienstklasse II

965 S."

6. § 30c Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt

monatlich
1. für Stationspfleger und Stationsschwestern

1198 S,
2. für Oberpfleger und Oberschwestern 1 542 S,
3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 1 885 S."

7. Im § 38 Abs. 1 wird der Betrag von „544 S"
durch den Betrag von „567 S" ersetzt.

8. Im § 38a Abs. 1 wird der Betrag von „407 S"
durch den Betrag von „424 S" ersetzt.

9. Die Tabelle im § 39 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

10. §41 erhält folgende Fassung:

„Gehalt

§ 41. Der Gehalt des Richteramtsanwärters
beträgt vor Ablegung der Richteramtsprüfung
9 666 S, nach Ablegung dieser Prüfung 9 858 S."

11. § 42 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Richter ist bei seiner Ernennung
zum Richter in die Standesgruppe 1 einzureihen.
Wenn es jedoch besondere dienstliche Rücksich-
ten geboten erscheinen lassen, kann der Richter
durch Verfügung des Bundespräsidenten un-
mittelbar in eine höhere Standesgruppe einge-
reiht werden; hiebei ist nach Maßgabe der Be-
stimmungen über den Vorrückungsstichtag auf
die bisherige Berufslaufbahn und auf die künf-
tige Verwendung des Richters Bedacht zu nehmen.

(2) Der Gehalt des Richters wird durch die
Gehaltsstufe bestimmt und beträgt:
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12. Im § 43 wird der Betrag von „813 S"
durch den Betrag von „847 S" ersetzt.

13. Die Tabelle im § 44 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

14. Im § 44 Abs. 2 erhält der letzte Satz
folgende Fassung:

„In den Fällen des § 42 Abs. 1 zweiter Satz
kann dem Richter durch Verfügung des Bundes-
präsidenten auch eine höhere als die niedrigste
in seiner Standesgruppe vorgesehene Dienstzu-
lagenstufe zuerkannt werden; hiebei ist nach
Maßgabe der Bestimmungen über den Vorrük-
kungsstichtag auf die bisherige Berufslaufbahn
und die künftige Verwendung des Richters Be-
dacht zu nehmen."

15. Die Tabelle im § 48 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

16. Im § 50 Abs. 3 wird der Betrag von
„3 896 S" durch den Betrag von „4 060 S"
ersetzt.

17. §51a Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) § 51 ist auf ordentliche und außerordent-
liche Hochschulprofessoren, die mit der Leitung
einer Meisterklasse oder einer Klasse künst-
lerischer Ausbildung an Kunsthochschulen oder
mit der Leitung einer Meisterschule an der
Akademie der bildenden Künste betraut sind,
sowie auf Hochschulassistenten an den genannten
Studieneinrichtungen mit folgender Maßgabe an-
zuwenden:

1. An die Stelle der im § 51 Abs. 2 lit. a bis d
angeführten Voraussetzungen tritt

2. Einem Hochschulassistenten, der an einer
Meisterschule, einer Meisterklasse oder an einer
Klasse künstlerischer Ausbildung ohne remune-
rierten Lehrauftrag in der Lehre verantwortlich
mitarbeitet, gebührt eine Kollegiengeldabgeltung
im Ausmaß von 50 v. H. der Kollegiengeldabgel-
tung, die der Leiter der genannten Studienein-
richtung ohne Mitarbeit des Hochschulassistenten
erhalten hätte.

3. Bei verantwortlicher Mitarbeit eines Hoch-
schulassistenten im Sinne der Z. 2 vermindert
sich die Kollegiengeldabgeltung des Leiters der
genannten Studieneinrichtung um 50 v. H.

4. Die Verminderung gemäß § 51 Abs. 5
beträgt für jeden auf zehn fehlenden Hochschüler
(Kunsthochschüler) 15 v. H. des Grundbetrages.

5. Bei Anwendung des § 51 Abs. 9 sind Kunst-
hochschulen und die Akademie der bildenden
Künste wie Hochschulen ohne Fakultätsgliede-
rung zu behandeln; den im § 51 Abs. 9 ange-
führten zehn Wochenstunden entspricht an den
Klassen künstlerischer Ausbildung, Meisterklassen
und Meisterschulen die unter Z. 1 lit. d angeführte
Zahl von Kunsthochschülern. Für Lehrveranstal-
tungen, die von ordentlichen oder außerordent-
lichen Hochschulprofessoren außerhalb ihres No-
minalfaches abgehalten werden, sind Lehraufträge
(§9 Abs. 1 Z. 4 des Kunsthochschul-Organi-
sationsgesetzes, BGBl. Nr. 54/1970) zu erteilen.
Diese Lehrveranstaltungen sind bei der Berech-
nung der Kollegiengeldabgeltung nicht zu be-
rücksichtigen.

6. Wird im Rahmen einer ergänzenden Lehr-
veranstaltung Ensembleunterricht erteilt, so ist
für die Berechnung der Kollegiengeldabgeltung
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die Zahl der hiefür notwendigen Wochenstunden
maßgebend."

18. § 55 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Gehalt des Lehrers wird durch die
Verwendungsgruppe und durch die Gehalts-
stufe bestimmt und beträgt

(2) Der Gehalt des Lehrers beginnt, soweit
im folgenden nichts anderes bestimmt wird, mit
der Gehaltsstufe 1. Wenn es jedoch besondere
dienstliche Rücksichten geboten erscheinen
lassen, kann dem Lehrer bei der Anstellung als
Lehrer durch Verfügung des Bundespräsidenten
unmittelbar eine höhere Gehaltsstufe zuerkannt
werden; hiebei ist nach Maßgabe der Bestim-
mungen über den Vorrückungsstichtag auf die
bisherige Berufslaufbahn und auf die künftige
Verwendung des Lehrers Bedacht zu nehmen."

19. Im § 56 Abs. 2 wird der Betrag von
„1 704 S" durch den Betrag von „1 776 S"
ersetzt.

20. § 57 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

21. Im §58 Abs. 4 werden die Beträge von
„416 S" und „761 S" durch die Beträge von
„433 S" und „793 S" ersetzt.

22. Im § 58 Abs. 6 wird

der Betrag von „462 S" durch den Betrag von
„481 S",
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der Betrag von „648 S" durch den Betrag von
„675 S",

der Betrag von „923 S" durch den Betrag von
„962 S" und

der Betrag von „227 S" durch den Betrag von
„237 S" ersetzt.

23. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag von

„1 373 S" durch den Betrag von „1 431 S"
ersetzt.

24. Im § 59 Abs. 9 wird

in Z. 1 der Betrag von „462 S" durch den Betrag
von „481 S",

in Z. 2 der Betrag von „701 S" durch den Betrag
von „730 S" und

in Z. 3 der Betrag von „961 S" durch den Betrag
von „1 001 S" ersetzt.

25. Im § 59 Abs. 10 wird der Betrag von

„462 S" durch den Betrag von „481 S" ersetzt.

26. Im § 59 Abs. 11 wird der Betrag von

„701 S" durch den Betrag von „730 S" ersezt.

27. Im § 59 Abs. 13 Z. 1 lit. c wird der Betrag

von „555 S" durch den Betrag von „578 S"
ersetzt.

28. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

29. Im § 60 Abs. 3 werden die Beträge von

„272 S" und „227 S " durch die Beträge von
„283 S" und „237 S" ersetzt.

30. Die Tabelle im § 60a Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

31. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

32. Im § 65 Abs. 2 erhält der letzte Satz fol-
gende Fassung:

„In sonstigen Fällen kann dem Beamten des
Schulaufsichtsdienstes bei seiner Anstellung,
wenn es besondere dienstliche Rücksichten ge-
boten erscheinen lassen, durch Verfügung des
Bundespräsidenten unmittelbar eine höhere Ge-
haltsstufe zuerkannt werden; hiebei ist nach
Maßgabe der Bestimmungen über den Vor-
rückungsstichtag auf die bisherige Berufslauf-
bahn und auf die künftige Verwendung des
Beamten Bedacht zu nehmen."

33. Im § 65 Abs. 3 wird der Betrag von
„1 571 S" durch den Betrag von „1 637 S"
ersetzt.

34. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag von
„923 S" durch den Betrag von „962 S" ersetzt.

35. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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36. § 73 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt eine ruhe-
genußfähige Dienstzulage. Sie beträgt während
der Dauer des provisorischen Dienstverhält-
nisses 173 S und nach der Definitivstellung

37. Im § 73 a werden die Beträge von „555 S",
„585 S" und „694 S" durch die Beträge von
„578 S", „610 S" und „723 S" ersetzt.

38. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

39. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

40. Im § 76 a Abs. 1 werden die Beträge von
„658 S", „494 S" und „328 S" durch die Beträge
von „686 S", „515 S" und „342 S" ersetzt.

41. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag von
„544 S" durch den Betrag „567 S" ersetzt.

42. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

43. Im § 79 a wird der Betrag von „1 398 S"
durch den Betrag von „1 457 S" ersetzt.

44. Im § 79 b werden in Z. 3 die Beträge von
„268 S" und „322 S" durch die Beträge von
„279 S" und „336 S" ersetzt.

45. Im § 85b Abs. 1 wird der Betrag von
„257 S" durch den Betrag von „268 S" ersetzt.

46. Im § 85 d Abs. 1 wird der Betrag von
„1233 S" durch den Betrag von „1285 S"
ersetzt.

47. § 86 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Beamter, der dem im Abs. 1 um-
schriebenen Personenkreis angehört, kann durch
Vorrückung die nachstehenden weiteren Ge-
haltsstufen erreichen:
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Artikel II

Die 31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 662/
1977, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im Art. IV Abs. 2 erhält fol-
gende Fassung:

2. Art. V Abs. 1 Z. 1 und Art. V Abs. 2
Z. 1 werden aufgehoben.

Artikel III

Für das Erreichen der Dienstalterszulage ge-
mäß § 50 des Gehaltsgesetzes 1956 und für die
Berechnung des vierjährigen Zeitraumes gemäß
§ 50a Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 sind Per-
sonalzulagen, die Universitäts(Hochschul)pro-
fessoren auf Grund des Gesetzes StGBl. Nr. 94/
1920 im Ausmaß von Vorrückungsbeträgen zuer-
kannt wurden, mit zwei Jahren je Vorrückungs-
betrag anzurechnen.

Artikel IV

(1) Der für die dienst- und besoldungsrecht-
liche Stellung in der jeweiligen Dienstklasse
maßgebende Tag kann vom zuständigen Bundes-
minister im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler mit Wirkung vom 1. Juli 1979 für

1. Beamte der Verwendungsgruppe A der
Dienstklasse VIII,

2. Beamte der Verwendungsgruppe H 1 der
Dienstklasse VI bis VIII und

3. Beamte der Verwendungsgruppen B, W 1
und H 2 der Dienstklasse IV oder einer
höheren Dienstklasse,

die vor dem 1. Jänner 1978 in eine dieser Dienst-
klassen ernannt wurden, zum Ausgleich von
Härten gegenüber Laufbahnen vergleichbarer
Beamter dieser Verwendungsgruppen, die ab
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1. Jänner 1978 in eine dieser Dienstklassen beför-
dert wurden, neu festgesetzt werden. Beim ange-
führten Vergleich ist insbesondere auf die Ver-
wendung (Funktion) der Beamten Bedacht 2u
nehmen.

(2) Abs. 1 kann auf Beamte, die am 1. Jänner
1978 in einer der im Abs. 1 Z. 1 bis 3 angeführten
Verwendungsgruppe in eine der in derselben
Ziffer angeführten Dienstklassen ernannt wurden,
sinngemäß angewendet werden, wenn sich für
sie unter der Annahme einer Beförderung vor
dem 1. Jänner 1978 eine Verbesserung nach den
Grundsätzen des Abs. 1 ergeben würde.

(3) Die Abs. 1 und 2 sind auf jene Beamten
nicht anzuwenden, die nach dem 1. Jänner 1978
in eine der im Abs. 1 angeführten Dienstklassen
ernannt worden sind. Werden jedoch eine Ver-
besserung der dienst- und besoldungsrechtlichen
Stellung auf Grund der Abs. 1 oder 2 und eine
Ernennung auf eine andere Planstelle mit dem-
selben Tag wirksam, so ist der Beamte so zu
behandeln, als ob die angeführte Verbesserung
der dienst- und besoldungsrechtlichen Stellung
zuerst wirksam geworden wäre.

Artikel V

(1) Es treten in Kraft:

1. Art. III mit 1. Jänner 1978,

2. Art. I, II und IV mit 1. Jänner 1979.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines
Bundesministers betreffen, dieser Bundesminister
betraut.

Kirchschläger
Androsch Moser

Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

678. B u n d e s g e s e t z vom 15. Dezember
1978, mit dem das Vertragsbediensteten-
g e s e t z 1948 geändert wird (27. Vertrags-

bedienstetengesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 346/1978, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

2. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

3. In der Tabelle im § 22 Abs. 2 wird

der Betrag „617" durch den Betrag „743",
der Betrag „849" durch den Betrag „885"
und
der Betrag „1079" durch den Betrag „1124"

ersetzt.
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4. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

5. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

6. Im § 44a Abs. 1 wird
der Betrag von „228,70 S" durch den Betrag

von „238,30 S",
der Betrag von „328,60 S" durch den Betrag

von „342,40 S" und
der Betrag von „119,30 S" durch den Betrag

von „124,30 S" ersetzt.
7. Im § 44a Abs. 2 werden die Beträge von

„220,— S" und „402,80 S" durch die Beträge
von „229,20 S" und „419,70 S" ersetzt.

8. Im §44a Abs. 3 wird
in Z. 1 der Betrag von „220,— S" durch den

Betrag von „229,20 S",
in Z. 2 der. Betrag von „220,— S" durch den

Betrag von „229,20 S",

in Z. 3 der Betrag von „402,80 S" durch den
Betrag von „419,70 S" und

in Z. 4 der Betrag von „180,90 S" durch den
Betrag von „188,50 S" ersetzt.

9. Im § 44a Abs. 4 werden die Beträge von
„143,90 S" und „119,30 S" durch die Beträge
von „149,90 S" und „124,30 S" ersetzt.

10. Im § 44a Abs. 5 wird der Betrag von
„244,70 S" durch den Betrag von „255,—S"
ersetzt.

11. Im § 44a Abs. 6 wird
der Betrag von „21 423 S" durch den Betrag

von „22 323 S",
der Betrag von „17 068 S" durch den Betrag

von „17 785 S" und
der Betrag von „11 409 S" durch den Betrag

von „11 888 S" ersetzt.

Artikel II

Art. V Z. 1 der 25. Vertragsbedienstetenge-
setz-Novelle, BGBl. Nr. 663/1977, tritt außer
Kraft.

Artikel III

(1) Das monatliche Sonderentgelt jener Ver-
tragsbediensteten des Bundes, mit denen vor dem
1. Jänner 1979 gemäß § 36 des Vertragsbedienste-
tengesetzes 1948 ein Sondervertrag abgeschlossen
worden ist, wird ab 1. Jänner 1979 um 4,2 v. H.
erhöht, sofern

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder

2. im Sondervertrag die Erhöhung des Son-
derentgeltes nicht an andere Anlaßfälle als
Bezugserhöhungen oder Teuerungsabgel-
tungen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.

(2) Ist der sich nach Abs. 1 ergebende Betrag
nicht durch 5 S teilbar, so sind

1. Restbeträge von weniger als 2,50 S zu
vernachlässigen,

2. Restbeträge von mindestens 2,50 S, aber
weniger als 7,50 S auf den nächsten durch
5 S teilbaren Betrag zu runden und

3. Restbeträge von mindestens 7,50 S auf den
nächsten durch 10 S teilbaren Betrag auf-
zurunden.

(3) Die nach Abs. 1 erforderlichen Maßnahmen
bedürfen nicht der im § 36 des Vertragsbedienste-
tengesetzes 1948 vorgesehenen Genehmigung
des Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

Artikel IV

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1979 in Kraft.
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(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister be-
traut.

Kirchschläger
Androsch Moser

Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

679. Bundesgesetz vom 15. Dezember
1978, mit dem die Bundesforste-Dienst-
ordnung geändert wird (11. Novelle zur

Bundesforste-Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 664/1977, wird wie folgt
geändert:

1. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

2. § 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt in der Ver-
wendungsgruppe A 751 S, in der Verwendungs-
gruppe B 573 S, in der Verwendungsgruppe
C 357 S und in der Verwendungsgruppe D 311 S.
Sie erhöht sich nach vier in der höchsten Gehalts-
stufe verbrachten Jahren auf das doppelte Aus-
maß der vorgenannten Beträge."

3. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

4. § 22 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Wird eine der im Abs. 3 genannten
Funktionen von einem Bediensteten nur vor-
übergehend oder vertretungsweise, mindestens
aber durch einen Zeitraum von zwei Monaten
versehen, so gebührt ihm für die Dauer der Aus-
übung dieser Funktion, sofern die für diese
Funktion vorgesehene Verwendungszulage höher
ist als jene, die dem Bediensteten allenfalls zu-

steht, eine Ergänzungszulage in der Höhe des
Unterschiedsbetrages zwischen diesen Verwen-
dungszulagen."

5. §25 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Der Zuschlag beträgt
1. für Bedienstete der Verwendungsstufe A3

für jeden vollen Punkt 41,30 S, wenn jedoch
die Punktezahl mehr als 26 beträgt, für
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jeden vollen Punkt, mit dem die Zahl 26
überschritten wird, abweichend vom erst-
genannten Betrag 82,60 S;

2. für Revierförster
a) für 3 Punkte 283,— S,
b) für 4 Punkte 376,40 S,
c) für 5 Punkte 471,10 S und
d) für jeden weiteren Punkt 233,90 S zu-

sätzlich."

6. Dem § 25 wird angefügt:

„(9) Wird eine Tätigkeit, für die ein Zuschlag
zur Verwendungszulage gebührt, von einem
Bediensteten, auf den § 12 Abs. 1 anzuwenden
ist, nur vorübergehend oder vertretungsweise,
mindestens aber durch einen Zeitraum von 2wei
Monaten versehen, so gebührt ihm für die
Dauer der Ausübung dieser Tätigkeit, sofern
der für diese Tätigkeit vorgesehene Zuschlag
zur Verwendungszulage höher ist als jener,
der dem Bediensteten 2usteht, eine Ergänzungs-
zulage in der Höhe des Unterschiedsbetrages
zwischen diesen Verwendungszulagen."

7. Im § 25a Abs. 1 wird der Betrag „1 072 S"
durch den Betrag „1 117 S" ersetzt.

8. Im § 42 treten an die Stelle des Abs. 5
folgende Bestimmungen:

„(5) Die Zeit des Karenzurlaubes wird, soweit
nicht gemäß Abs. 3 Günstigeres verfügt wurde,
mit dem Tag des Wiederantrittes des Dienstes
zur Hälfte für die Vorrückung wirksam.

(6) Die Zeit eines Karenzurlaubes gemäß § 15
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/
1957, bleibt für die Vorrückung wirksam."

Artikel II

Der im Art. III Z. 3 der 7. Novelle zur Bun-
desforste-Dienstordnung, BGBl. Nr. 398/1975,
in der Fassung des Art. II des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 664/1977 angeführte Betrag „1 027 S"
wird durch den Betrag „1 070 S" ersetzt.

Artikel III

(1) Das monatliche Sonderentgelt jener Be-
diensteten, mit denen vor dem 1. Jänner 1979
gemäß § 56 der Bundesforste-Dienstordnung
ein Sondervertrag abgeschlossen worden ist,
wird ab 1. Jänner 1979 um 4,2 v. H. erhöht,
sofern

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder

2. im Sondervertrag die Erhöhung des Son-
derentgeltes nicht an andere Anlaßfälle

als Bezugserhöhungen oder Teuerungsab-
geltungen im öffentlichen Dienst geknüpft
ist.

(2) Ist der sich nach Abs. 1 ergebende Betrag
nicht durch 5 S teilbar, so sind

1. Restbeträge von weniger als 2,50 S zu
vernachlässigen,

2. Restbeträge von mindestens 2,50 S, aber
weniger als 7,50 S auf den nächsten durch
5 S teilbaren Betrag zu runden und

3. Restbeträge von mindestens 7,50 S auf den
nächsten durch 10 S teilbaren Betrag aufzu-
runden.

(3) Die nach Abs. 1 erforderlichen Maßnahmen
bedürfen nicht der im § 56 der Bundesforste-
Dienstordnung vorgesehenen Genehmigung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

Artikel IV

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1979 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister be-
traut.

Kirchschläger
Androsch Moser

Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

6 8 0 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1978,
mit dem die Kunsthochschul-Dienstordnung
geändert wird (4. Novelle zur Kunsthoch-

schul-Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Kunsthochschul-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 77/1972, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 666/1977, wird wie folgt
geändert:

§ 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Als Mindest- und Höchstsätze der Jahres-
entlohnung für eine Unterrichtsstunde pro
Woche gelten:
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I. Hochschulen für Musik und darstellende
Kunst:

II. Hochschule für angewandte Kunst in Wien
und Hochschule für künstlerische und industrielle
Gestaltung in Linz:

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1979
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung betraut.

Kirchschläger
Androsch Firnberg

6 8 1 . Bundesgesetz vom 15. Dezember
1978, mit dem die Reisegebührenvorschrift

1955 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die auf Grund des § 92 Abs. 1 des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, als Bundesgesetz

in Geltung stehende Verordnung der Bundesre-
gierung vom 29. März 1955, BGBl. Nr. 133,
in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 203/
1955 und der Bundesgesetze BGBl. Nr. 158/
1967, BGBl. Nr. 192/1971, BGBl. Nr. 574/1973,
BGBl. Nr. 304/1975, BGBl. Nr. 297/1976 und
BGBl. Nr. 263/1978 wird wie folgt geändert:

1. Im § 10 Abs. 2 entfällt der zweite Satz.

2. Nach § 10 Abs. 2 wird eingefügt:

„(3) Die besondere Entschädigung gemäß
Abs. 2 beträgt:

a) Für Motorfahrräder und Motor-
räder mit einem Hubraum bis
250 cm8 je Fahrkilometer 0,80 S

b) Für Motorräder mit einem Hub-
raum über 250 cm8 je Fahrkilo-
meter 1,40 S

c) Für Personen- und Kombinations-
kraftwagen je Fahrkilometer . . . . 2,60 S.

(4) Für jede Person, deren Mitbeförderung
dienstlich notwendig ist, gebührt ein Zuschlag
von 0,30 S je Fahrkilometer."

3. Die Abs. 3 bis 6 des § 10 erhalten die Be-
zeichnung „(5)" bis „(8)".

4. Im § 10 Abs. 8 wird der Ausdruck „Abs. 2
bis 5" durch den Ausdruck „Abs. 2 bis 7" er-
setzt.

5. Im § 11 Abs. 3 wird die Zitierung „§ 10
Abs. 6" durch die Zitierung „§ 10 Abs. 8" er-
setzt.

Artikel II

Abweichend von der im Art. I festgesetzten
Höhe der besonderen Entschädigung beträgt
diese Entschädigung für Personen- und Kombi-
nationskraftwagen mit einem Hubraum über
1 500 cm8 je Fahrkilometer 3,00 S.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1978 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesmini-
sters betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Androsch Moser

Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg
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682. Bundesgesetz vom 15. Dezember
1978, mit dem das Bezügegesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 669/1977, wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 Abs. 1 wird der Prozentsatz
„400 v. H." durch „370 v. H." ersetzt.

2. In § 6 wird der Prozentsatz „200 v. H."
durch „190 v. H." und der Prozentsatz
„180 v. H." durch „170 v. H." ersetzt,

3. § 8 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bezug der Präsidenten des National-
rates, des Vorsitzenden des Bundesrates und
seiner Stellvertreter erhöht sich für die Dauer
ihrer Amtstätigkeit um eine Amtszulage, die
für die Präsidenten des Nationalrates 80 v. H.,
für den Vorsitzenden des Bundesrates und seine
Stellvertreter 90 v. H. des ihnen gebührenden
Bezuges (§§ 3, 4 und 7) beträgt; der Bezug der
Obmänner der Klubs (im Falle der Bestellung
eines Geschäftsführenden Klubobmannes, der
den Klubobmann regelmäßig in der Präsidialkon-
ferenz gemäß § 8 Abs. 1 des Geschäftsordnungs-
gesetzes 1975, BGBl. Nr. 410, vertritt, jedoch
nur der Bezug dieses Geschäftsführenden Klub-
obmannes) erhöht sich für die Dauer ihrer Amts-
tätigkeit um eine Amtszulage, die 60 v. H. des
ihnen gebührenden Bezuges (§§ 3, 4 und 7) be-
trägt."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1979 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit sie nicht dem Präsidenten des National-
rates obliegt, die Bundesregierung betraut.

Kirchschläger
Androsch Moser

Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

683. Bundesgesetz vom 15. Dezember
1978, mit dem das Verfassungsgerichtshof-

gesetz 1953 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBl.
Nr. 85, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 670/1977, wird wie folgt ge-
ändert:

In § 4 Abs. 1 2. 1 ist der Ausdruck „166 v. H."
durch den Ausdruck "160 v. H.", in § 4 Abs. 1
Z. 2 und 3 der Ausdruck "138 v. H." jeweils
durch den Ausdruck „134 v. H." zu ersetzen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1979 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler betraut.

Kirchschläger
Androsch
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